
Frohe Weihnachten
und

ein friedliches Jahr 2003
wünscht allen 

Mitbürgerinnen und Mitbürgern
in

Amelunxen, Beverungen, Blankenau, Dalhausen, 
Drenke, Haarbrück, Herstelle, Jacobsberg, 

Rothe, Tietelsen, Wehrden, Würgassen

Redaktion �Bever-Bote�
und  

SPD-Ratsfraktion

Die "Bescherung" beim Rent-
meisterhaus hat die Stadt Be-

verungen ja lange schon vor der
geschenkträchtigen weihnacht-
lichen Zeit erhalten. Ein "An-
gebinde" mit hohem, allerdings
negativen Überraschungscharak-
ter. Über 620.000 DM wurden
verbaut um dieses 350 Jahre alte
bauliche Schmückstück am
niedersächsischen Stadtzugang
an seiner Westseite zu sanieren.
Dann aber die Botschaft von
Hiob: Die tragenden Balken des
Fachwerkhauses wurden bei der
Sanierung in den 8o-er Jahren
mit, wie sich jetzt herausstellte,
zerstörerischem Harz regelrecht
versiegelt. Feuchtigkeit konnte
nicht mehr austreten. Die Balken
wurden morsch. Die ganze Statik
instabil. Das dem Haus verpasste
Stützkorsett war unumgänglich.
In diesem Zustand aber ist der
Bau wahrlich kein Aushänge-
schild für unsere Stadt. Deshalb

sollen jetzt die Stützen nach
innen verlegt werden. Die Bau-
fälligkeit aber ist damit nicht be-
hoben.

Im Haushaltsjahr 2003 sei für
eine notwendige Sanierung

kein Geld vorhanden, meinte der
städtische Hochbauingenieur Al-
fred Bischof. In 2004 auch nicht,
folgt man dem Stöhnen von Bür-
germeister Herold und seinem
Kämmerer bei der Haushaltsein-
bringung. So stellt sich dann, ne-
ben anderen, die entscheidende
Frage: "Was wird die Sanierung
einmal wirklich kosten? Und
gleich eine zweite dahinter: Wel-
che Nutzung soll der Bau einmal
bekommen ? Sicher ist die erste
mit der zweiten Frage eng ver-
bunden. Aber noch ein Frage
drängt sich auf: Wie steht es denn
mit der Haftung jener "Exper-
ten", die mit nicht ausreichend
geprüften Mittel “sanierten” und
Schaden erzeugten?

Jede Jahreszeit hat so seine
Freuden und auch Pflichten.
Darauf hat die Stadt Beverungen
ihre Bürger via Tageszeitung
hingewiesen. Die NEUE WEST-
FÄLISCHE titelte: "Herbstlaub
muss beseitigt werden" Richtig
so! Auf öffentlichen Straßen und
Plätzen ist das Laub in dieser
nassen Jahreszeit mit erheb-
lichen Gefahren verbunden. Also
mahnt richtiger Weise die Stadt
die Grundstück-Eigentümer an
ihre Verpflichtung, die da lautet:
Entferne auf den öffentlichen
Straßen, Plätze und Gehwegen
das herabfallende Laub. Ein den
städtischen Satzungen und Be-
stimmungen gegenüber un-
getreuer Bürger, Fortsetzung Seite 2
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der das nicht befolgen mag. Er
kann sich die Gemeinwohldien-
stes-Medaille so nicht erwerben.
Und für die Bürger, die bei der
Entsorgung der zusammenge-
fegten Laubhäufen sich verzwei-
felt die Frage stellen: “Ja, wohin
denn damit?”, gibt die Verwal-
tung gleich wohlmeinenden Rat.
"Auf dem eigenen Grundstück
kompostieren oder in die Bio-
tonne werfen". Also nicht auf
Nachbars Grundstück und auch
nicht auf dessen Kompost! Ist ja
gut gemeint, dieser Aufruf der
Stadt an ihre Bürgerinnen und
Bürger. Denn der herbstlichen
Laubsaison schließt sich be-
kanntlich der vielleicht Schnee
bringende Winter an. Statt keh-
ren heißt es dann schippen.
Nur noch eine Anmerkung:
Auch die Stadt steht doch in der
Pflicht des Laub-kehrens und
des Schnee-schippens. Schön
wenn die Stadt auf ihren Flächen
mit guten Bespiel voran ginge !! 

An gleicher Stelle schrieben wir
in der September-Ausgabe des
“Bever-Boten” den Artikel: Was
aus der 3-Punkte-Partei wurde.
Nicht ahnend, was da alles noch
ans Tageslicht kommen würde.
Die spannende Frage ist: Woher
stammt das Geld der FDP, etwa
aus dem Ausland? Unser
damaliges Urteil zum FDP-Wahl-
kampf: Traurig, traurig, traurig.

Wie traurig müssen sich jetzt
die FDP-Wähler fühlen,

deren Vertrauen so missbraucht
wurde? Auch die FDP-Wähler
hier in Beverungen. Der FDP-
Kreisverband Höxter gehörte zu

den glühensten Verehrern des
Jürgen W. Möllemann. Da war
kein Hymne zu klein, um nicht
zusätzlich den “Ruhm” des FDP-
Landesvorsitzenden zu mehren.
Von der stellvertretenden FDP-
Kreisvorsitzenden, Nina König,
lasen wir den inhaltsreichen Satz:
“Wir haben Möllemann viel zu
verdanken.” Der Satz könnte
heute eine ganz andere Bedeu-
tung bekommen, denn in-
zwischen ist ja bekannt ge-
worden, dass Zuschüsse an be-
sondere Freunde von Möllemann
geflossen sind.Auch in den Wahl-
kreis Höxter-Lippe? Gehen wir

erstmal davon aus, dass keine
FDP-Mitglieder aus dem Kreis
Höxter bei der “Spendenwasch-
aktion” beteiligt waren.

Auffällig ist aber schon, dass
der FDP-Kreisverband sich

merkwürdig still verhält. Warum
ist die FDP im Kreis Höxter auf
den tiefsten Grund der Weser
abgetaucht, um keine Position zu
Möllemann beziehen zu müssen?
Ein klärendes Wort ist gefordert,
vom FDP-Kreisvorstand auch
vom FDP-Bundestagskandidaten
Joachim Tölle.

Das Thema „Spenden für
Möllemann“ wird uns noch

lange verfolgen. Man stelle sich
nur vor, die FDP säße jetzt in der
Regierung. Da kann einem der
Spaß vergehen!

Eine Beerdigung 1. Klasse er-
fuhr das Projekt “Poetische

Landschaft” in der letzten Kreis-
tagssitzung. Erst scheiterte das
Projekt an der Nichtzustimmung
der Stadt Marienmünster, jetzt an
fehlenden Eigenmittel des Krei-
ses Höxter. Der Landrat, die
Mehrheitsfraktion und die Grü-
nen stimmten für den Vorschlag,
das Projekt vorerst nicht weiter
zu verfolgen. Zur Erinnerung: 15
Millionen DM sollten die Häuser
der Literatur kosten, die der Star-
architekt Zumthor entwerfen
sollte. Weitere 900.000,- DM soll-
ten jährlich von den 10 Städten
des Kreises aufgebracht werden -
und das über 20 Jahre lang.

Jahrelang wurde für dieses Pro-
jekt gestritten und nun das: das

Geld ist alle! Da drängt sich die
Frage auf, seit wann wusste man
beim Kreis, dass die Finan-
zierung nicht mehr gesichert ist?

Was sollten dann die Briefe an
die Landesregierung auf Be-
zuschussung? Obwohl man
wußte, dass in allen Stadt-
haushalten “Ebbe in der Kasse”
ist. Welche Stadt ist heute noch
bereit sich zu beteiligen? Fragen
über Fragen.

Die SPD-Kreistagsfraktion
hatte die Idee “Poetische

Landschaft” immer für richtig,
aber die Dimension für über-
zogen und nicht finanzierbar ge-
halten. Nun soll das Projekt doch
überarbeitet und bestehende Ge-
bäude sollen in das Konzept mit
einbezogen werden. Und das soll
in einem Workshop, der 15.000
Euro kosten soll, beraten werden.
Wie bitte? Die Kulturreferentin
des Kreises ist weg, trotzdem ein
Workshop für ein auf eisgelegtes
Projekt? Gibt es keine drin-
gernden Aufgaben? Geht man so
mit Steuergelder um? 
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Die SPD-Fraktion im Rat der Stadt Beverungen bedankt sich für
die zahlreichen Hinweise der Mitbürgerinnen und Mitbürger auf
kommunale Probleme und Fragestellungen. Sie wird auch in
2003 Ansprechpartner für alle Bürger sein.

Netzwerk vorhanden sein, damit
sich die Schüler und Schüle-
rinnen qualifiziert den Aufgaben
des neuen Marktes stellen kön-
nen.

Das moderne Interieur sollte
für die SPD-Fraktion natür-

lich mit dem Äußeren Hand in
Hand gehen, deshalb sahen sie
auch in der Sanierung der Schu-
len ein wichtiges Aufgabenfeld.
Doch nicht nur die Schulgebäude
bedürfen einer ständigen Prüf-
ung, sondern auch die allgemeine
Gebäudestruktur der Stadt Be-
verungen lag und liegt der SPD
sehr am Herzen. Nur Neubauten
verschönerten weder das Orts-
bild noch würden sie die Pro-
bleme der vorhandenen Sub-
stanzen lösen. Gerade die vor-
handenen Bauten zu sichern, sei
ein wesentliches Anliegen der
SPD gewesen und auch für die
Zukunft immanent wichtig. (Siehe

„Rentmeisterhaus, Seite 1“)

Schwer tat sich die SPD-Frak-
tion damit, nicht allen Wün-

schen und Notwendigkeiten
gerecht zu werden. Doch die
wirtschaftliche Lage der Stadt
und die Finanzmisere im All-
gemeinen ließen immer nur ei-
nen Teil der anvisierten Projekte
zur Verwirklichung führen. Zu-
mal man sich aus finanzpoli-
tischen Gründen auch für eine
zukünftige finanzielle Absich-
erung aller Pläne aussprach, um
nicht aus Kostengründen irgend-
wann vor dem Nichts zu stehen.
Deshalb forderte die SPD-
Fraktion, die Nachzahlung der
Gewerbesteuer für die Jahre 1993
bis 1997 von der Firma E.ON
Kernkraft zum Schuldenabbau
zu nutzen. Es handele sich hier
schließlich nicht um fortlaufende
Einnahmen, sondern um ein
überraschendes Bonbon. Durch
den Abbau des Schuldenberges
würde laut SPD-Fraktion der Weg
frei für neue Projekte, die in kom-
menden Zeiten ohne den Spar-
druck angegangen werden
könnten.

Zufrieden zeigte sich die SPD-
Fraktion über die von ihr ge-

leistete Arbeit im Jahr 2002. Im
Rahmen des ihnen Möglichen
haben sich die SPD-Ratsmitglie-
der zum Wohle der Stadt und der
darin lebenden Bürger einge-
setzt, um die Lebensqualität in
Beverungen zu erhalten und wei-
terhin auszubauen.

Ein wichtiger Aspekt war dabei
für den Fraktionsvor-

sitzenden Dietmar Diesing die
Unterstützung der Vereine und
der Ausbau der für sie notwen-
digen Eigenverantwortlichkeit.
Einen besonderen Stellenwert
nahm die Sanierung der Um-
kleidegebäude des VfB Bever-
ungen ein, die sich, wie bei ei-
nem Ortstermin festgestellt wur-
de, in einem desolaten Zustand
befanden. Den daraus resul-
tierenden Neubau samt Kanal-
anschluss schreibt sich die SPD-
Fraktion gerne auf die Fahne,
denn der Erhalt der lokalen
Sportstätten ist für sie ein wich-
tiges Kriterium zur Steigerung
der Lebensqualität und des
gesellschaftlichen Miteinanders.
Zudem kommen diese Maßnah-
men gerade der jüngeren Gene-
ration zugute, die schließlich das
Fundament für eine zufriedene
Zukunft sichern sollen.

Deshalb war es auch ein be-
sonderes Anliegen für die

SPD-Fraktion, im Bereich der
Schulen die Bildungsqualität zu
erhöhen. Um zukunftsträchtig
arbeiten zu können, stand für die
SPD-Fraktion der Umgang mit
den neuen Medien im Vorder-
grund. Die vorhandenen PCs
sollten den modernen Standards
entsprechen und ein nutzbares
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Der Antrag des SPD-Ortsvereins
Beverungen zur Verbesserung
des Straßenverkehrs in der Orts-
durchfahrt der B 83 wurde jetzt
umgesetzt. Vor den jeweiligen
Ampelanlagen (Benkel und Stadt
graben) sind Haltemar-
kierungen auf der Fahrbahn-
oberfläche angebracht worden.
Da die Verkehrszeichen (“Bei Rot
hier halten”) unzureichend be-
achtet wurden, weisen jetzt die
besonderen Haltemarkierungen
zusätzlich auf das gewünschte
Verkehrsverhalten hin.
Erste Beobachtungen zeigen,
diese sinnvollen Maßnahmen
haben gegriffen. Fazit: Mit wenig

Geld wurde viel erreicht, nicht
immer sind große Baumaß-
nahmen nötig.
Noch offen ist der SPD-Antrag
für Verbesserungen im Bereich
“Stadtgraben”. Zu gefährlichen
Verkehrssituationen kommt es
jedoch, wenn im Bereich “Stadt-
graben” parkende oder kurz ab-
gestellte Pkws stehen. Vor-
beifahrende Fahrzeuge müssen
so den angedeuteten Fußweg, der
keiner ist, an der nördlichen Seite
überfahren, wodurch Fußgänger,
besonders Mütter mit Kinder-
wagen, stark bedrängt werden.
Auch hier muss eine verkehrliche
Verbesserung eintreten.

Kinder haben keine Knautsch-
zone, im Gegensatz zum Auto.
Eltern wollten eine Zone 30 ein-
gerichtet wissen, sie wollten nicht
warten, bis etwas passiert ist und
stellten einen Antrag im Bezirks-
ausschuss. Der wurde von der
CDU-Mehrheit abgebürstet. Und
mit welchen Argumenten! Alle
Argumente und die verzweifelten
Versuche der Eltern zur Verbes-
serung der Sicherheit, fanden bei
der CDU kein Gehör. Die SPD
nimmt die berechtigten Anliegen
besorgter Eltern ernst, und wird
die Eltern, soweit ihre Möglich-
keiten reichen, unterstützen. Für
sie besitzt der Schutz von
Kindern oberste Priorität.

Im Neubaugebiet "Beverunger
Straße" sollen die sogenannten
Ausgleichsflächen von den An-
liegern bepflanzt und unter-
halten werden. Die Anlieger er-
halten von der Stadt im Frühjahr
Obstbäume gestellt. Der Kinder-
spielplatz wird zu den Bau-
grundstücken hin eingezäunt.
Zusätzliche Spielgeräte werden
aufgestellt. Der Fußweg, der zur
Beverunger Straße führt, wird für
den KFZ-Verkehr gesperrt.
Die Fenster im Clubraum sind
in einem so schlechten Zustand,
dass bereits Regenwasser einge-
drungen ist. Der Rat der Stadt
wird gebeten, im kommenden
Haushalt Mittel für die Fenster-
erneuerung zur Verfügung zu
stellen. Die Natursteinmauern zu
den Nachbargrundstücken müs-
sen dringend ausgebessert wer-
den. Zwei neue Buswarte-

häuschen werden an der Bever-
unger Straße installiert. Der alte
"Iglu" vor der Scheune Föckel
wird entfernt.
Die von den Anliegern be-
antragte Versetzung des Schildes
"Vorsicht Kinder" in der Bever-
unger Straße und die Versetzung
des Ortsschildes Richtung Bever-
ungen wird vom Straßenver-
kehrsamt abgelehnt.
Für Grundstücke am Weg zum
Sportplatz kann noch kein Be-
bauungsplan aufgestellt werden.
Deshalb soll auch der Weg noch
keine offizielle Straßenbe-
zeichnung erhalten.
Nach Anfrage von Hans-Josef
Vieth bittet der BA Drenke die
Verwaltung eindringlich darum,
das Dach auf dem vorderen Teil
des Feuerwehrgerätehauses zu
erneuern, um weitere Wasser-
schäden zu vermeiden.

Mit Erleichterung begrüßten
die Hersteller Geschäfts-

leute das Ende der Vollsperrung
der B83. Mit der fehlenden
Durchfahrtsmöglichkeit und der
schlechten Erreichbarkeit der
Geschäfte ging ein hoher
Umsatzrückgang einher, der in
den Geldbeuteln der Gewer-
betreibenden deutlich zu spüren
war. Man sei froh, bekundete eine
Ladenbesitzerin, dass das
Geschäft in ihrem Privathaus
untergebracht sei. Ohne den
üblichen Umsatz wäre der Laden
kaum zu halten gewesen.

Auch die vielen anderen An-
lieger atmeten auf. Bei so

großen Baumaßnahmen gibt es
immer wieder Probleme. Nach
endgültiger Fertigstellung wollen
wir hoffen, dass alle Betroffenen
zufrieden sind - im Großen und
Ganzen jedenfalls.
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Die Dalhauser sind stolz auf
ihren Ort und sie können es
auch sein. Gepflegte Häuser,
schmucke Vorgärten, saubere
Strassen. Dalhausen würdigt
seine Geschichte und  seine
Tradition. Das Korbmacher-
Museum ist eindrucksvolles
Zeugnis dafür, aber auch für
den zupackenden Unter-
nehmergeist, der in dem
schmucken Ort, eingezwängt
zwischen zwei Bergrücken, vor-
herrscht.

Dezember, der Kalender
kündet von Eis und Schnee,

von Kälte. Eisigen Frost erleben
wir auch in unserer Gesellschaft.
Jeder nur für sich; kaum einer
für den Andern. Der Egoismus
hat längst Mitmenschlichkeit be-
siegt. Die Kluft von Arm und
Reich wird immer größer. An
teilen, an gerecht verteilen, denkt
niemand. Ob die weihnachtliche
Botschaft, mit ihren so ganz
anderen Inhalten, die Herzen der
Menschen noch erreichen kann?

Zur Zierde gereichte Dalhausen
das Ehrenmal beileibe nicht. Un-
kraut wucherte wild umher und
es wirkte ungepflegt und bot ein
trostloses Bild. Eines Tages konn-
te die Dalhäuserin und Ratsmit-
glied Petra Pohl den Anblick
nicht mehr ertragen, zumal die
Bushaltestelle für die Besucher
des Korbmachermuseums genau
vor dem Ehrenmal liegt und sich
Dalhausen mit dem herunter-
gekommenen Ehrenmal gleich
von seiner schlechtesten Seite
präsentierte.
Zur Umgestaltung wurden

schließlich im Bezirksausschuss
Gelder beantragt, die auch
prompt bewilligt wurden, um
dem Problem Abhilfe zu
schaffen. Die Planung erfolgte
durch Bezirksverwaltungsstel-
lenleiter Paul Lippold, dem Bau-
amt und Petra Pohl, die das
ganze Gestrüpp entfernten und
Rosenrabatten anlegten.
Petra Pohl hat sich ehrenamtlich
bereit erklärt, die Begrünung zu
pflegen, damit das Ehrenmal für
die Dalhäuser und ihre Besucher
weiterhin ein freundlicher An-
blick bleibt.

Oh, du meine Danziger-Str...
40 Jahre lang warst du mein ver-
trauter Weg, jedes Schlagloch
kannte ich in- und auswendig,
schlafwandlerich sicher lenkte
ich mein Auto an den größten
Löchern vorbei - jetzt ist alles
vorbei. Die Straße erhielt eine
neue Decke. Nicht ganz! Nein,
nur die eine Seite der Straße
wurde erneuert, für die andere
Seite war kein Geld mehr da.
Anlieger haben die Befürch-
tung, es könnte weitere 40 Jahre
dauern, bis “ihre” Seite aus-
gebaut wird. Für Maßnahmen
am “Berg” war immer kein Geld
da. Für halbe Sachen gibt es
auch nur halben Lohn, meinen
die Anwohner. Was meinen Sie?
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Vorweg: Noch vor wenigen Wo-
chen wollten diejenigen, die heu-
te Zeter und Mordio schreien, als
erste politische Massnahme ein
über 21 Milliarden Programm
umsetzen. Alles solide finanziert,
wie sie behaupteten. Unhaltbare
Versprechungen, angesichts der
Steuereinnahmen. So ergeht es
Propheten, die schon immer alles
alles besser wußten.
Da ist der Finanzminister von
einem anderen Holz geschnitzt.
Der handelt nach dem Motto:
Vorsorge treffen. Also plant er so,
dass die Einnahmen und Aus-
gaben einigermaßen parallel ver-
laufen. Dass es dabei auch um

schmerzhafte
Einschnitte ge-
hen muss, darf
nicht ver-
schwiegen wer-
den. Der Abbau
der Staatsver-
schuldung wird
fortgesetzt.
Aber es wurde
darauf geach-

tet, dass starke Schultern mehr
tragen als schwache.
Welche Absichten sind im Ko-
alitionsvertrag verankert? Die
Feinarbeit erfolgt jeweils bei den
Gesetzen. Eine kurze Zusammen-
fassung der wichtigsten Punkte:
1. Mehr Beschäftigung, starke
Wirtschaft, solide Finanzen
Der Abbau der Arbeitslosigkeit
hat höchste Priorität. Mit der
vollständigen Umsetzung der
Hartz-Vorschläge wird eine Ar-
beitsmarktreform eingeleitet.
Unternehmen erhalten Kredite,
wenn sie Arbeitslose einstellen.
Die Zeitarbeit wird ausgebaut.
Niedrig qualifizierte Dienstleis-

tungen und die Selbstständigkeit
von Einzelpersonen werden
steuerlich gefördert. Die Vermitt-

lung von Ar-
beitslosen wird
beschleunigt.
Arbeitslosen-
und Sozialhilfe
werden gebün-
delt.
In der Wirt-
schaftspolititik
wird es eine

“Offensive für Wachstum und Be-
schäftigung” geben. Die berufli-
che Selbstständigkeit wird geför-
dert, der Handwerksbereich libe
ralisiert. Kleine und mittlere Un-
ternehmen erhalten steuerliche
Erleichterungen. Zukunftstech-
nologien wie Bio-, Informations-
und Energiespartechnologien
sowie erneuerbare Energien wer-
den verstärkt gefördert.
2. Kinderfreundliches Land
und bessere Bildung für alle
Die bessere Vereinbarkeit von
Kindern und Beruf ist ein zentra-
les Reformvorhaben der Koali-
tion. Aufgebaut werden soll ein
bedarfgerechtes Betreuunange-
bot für Kinder bis 16 Jahren. Für
den Aufbau von 10.000 Ganztags-
schulen sind bis 2007 sieben Mil-
liarden Euro vorgesehen. Die Be-
treuung von Kindern unter drei
Jahren wird qualitativ und

quantitativ ver
bessert. Durch
ein Gesetz soll
sichergestellt
werden, dass
in jedem Bun
desland eine
Betreuungs-
quote von
mindestens 20

Prozent erreicht wird. Die steuer-
liche Abzugsfähigkeit von Betreu-
ungskosten wird weiter ausge
baut.
In der Bildungspolitik sollen na-
tionale Bildungsstandards einge
führt werden. Die Berufsbildung
wird flexibilisiert und moderni-
siert. Für Hochschulen soll es
einen bundesweiten Leistungs-
vergleich geben. In einem “Pakt
für die Hochschulen” mit den
Ländern soll die Qualität des
Studiums erhöht und ein gestuf-
tes System von Studienab-
schlüssen eingeführt werden. Ziel
ist, mindestens 40 Prozent eines
Jahrgangs die Aufnahme eines
Hochschulstudiums zu ermög-
lichen. Für Forschung und Ent-
wicklung soll der Anteil der öf-
fentlichen und privaten Inves
titionen bis 2010 auf drei Prozent
des Bruttosozialprodukts steigen.
3.Ökologische Modernisier
ung und mehr Verbraucher-
schutz
Das Leitbild einer Nachhaltigen
Entwicklung bestimmt das Re-
gierungshandeln. Die Energie-
einsparung bei Gebäuden wird
verstärkt gefördert, der Anteil Er-
neuerbarer Energien soll bis 2010
gegenüber 2000 verdoppelt wer-
den. Der Ausbau von Elbe, Donau
und Saale wird gestoppt, um den
Hochwasserschutz zu verbessern.
In der Verkehrspolitik ist ein “90-
Milliarden-Zukunftsprogramm
Mobilität” für Investitionen in
der Verkehrsinfrastruktur verein-
bart. Damit sollen Engpässe im
Straßen und Schienennetz be-
seitigt und Ortsumgehungen
ausgebaut werden. Der Mehr-
wertsteuersatz für den Schienen-
verkehr wird auf Fortsetzung Seite 7

Bundesminister

Wolfgang Clement

Bundesminister

Hans Eichel

Bundesministerin
Renate Schmidt
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sieben Prozent
gesenkt. Der Gü
terverkehr auf
der Schiene soll
bis 2015 verdop
pelt werden.
Der Verbrau-
cherschutz wird
in alle Politikbe
reiche einbezo-

gen. Mit einem Verbraucherin-
formationsgesetz werden die In-
formationsrechte der Konsumen-
ten verbessert. Die “Stiftung
Warentest” wird gestärkt. Der
Anteil des ökologischen Land-
baus soll in zehn Jahren auf 20
Prozent erhöht werden.
4. Solidarische Politik und Er-
neuerung des Sozialstaats
Die Koalitionsparteien bekennen
sich zum solidarischen Gesund-
heitssystem und sie lehnen eine
“Zwei-Klassen-Medizin” ab. Fest-
gehalten werden soll an der Be-
grenzung und Stabilisierung der
Kassenbeiträge. Kindererziehung
wird bei den Beiträgen zur Pfle-
geversicherung stärker berück-
sichtigt. Die Versicherungs-
pflichtgrenze für neu abgeschlos-
sene Krankenversicherungen
wird angehoben, um die Solida-
rität und die Einnahmen der Ge-
setzlichen Krankenversicherun-
gen zu stärken. Ein neues “Deut-
sches Zentrum für Qualität in
der Medizin” soll Behandlungs-
leitlinien erstellen und Arznei-
mittel nach Kosten und Nutzen

bewerten. Pa-
tienten wer-
den vom Arzt
künftig eine
Quittung be-
kommen, da-
mit sie die Be-
handlung
nachvollzie-
hen können.

Bundesminister
Manfred Stolpe

Bundesministerin
Ulla Schmidt

Zur Verbesserung der Pflege und
Betreuung werden nationale
Standards erarbeitet. Aufwen-
dungen für die Altersvorsorge
werden schrittweise von der Be-
steuerung befreit.
5. Gleichstellung von Frauen
und Männern
Die Gleichstellung von Frauen
und Männern bleibt als großes
Reformprojekt auf der politi-
schen Tagesordnung. Die Frauen-
erwerbsquote soll auf über 60
Prozent gesteigert werden. Beim
Bund soll der Grundsatz “Glei-
cher Lohn für gleichwertige Ar-
beit” umgesetzt werden. Bei der
Bekämpfung von Gewalt gegen
Frauen wird der Schutz der Opfer
verbessert.
6. Sicherheit, Toleranz und
Demokratie
In der Rechts- und Innenpolitik
sollen die Bürgerrechte ausge-
baut und Diskriminierungen ge-
zielt beseitigt werden. Die innere
Sicherheit soll durch umfassende
Nutzung moderner Methoden
zur Identitätssicherung und zur
Aufklärung von Straftaten erhöht
werden. Mit einem Informations-
freiheitsgesetz erhalten die Bür-
ger freien Zugang zu allen öffent-

lichen Daten
und Akten über
sie. Ein “Gen-
testgesetz” soll
vor Missbrauch
von Gentests
schützen und
ein “Antidis-
kriminierungs-
gesetz” soll die

Diskriminierung von Minder-
heiten beenden.
7. Gerechte Globalisierung -
Deutschland in Europa und in
der Welt
Eine Stärkung der Vereinten Na-
tionen ganz oben auf der der po-
litischen Scala. Der Kampf gegen
den internationalen Terrorismus
wird fortgesetzt. Die Koalition
strebt eine stärkere Demokrati-
sierung der EU an und in der ge-
meinsamen Aussen- und Sicher-
heitspoltik sollten Entscheidun-
gen grundsätzlich mit qualifi-
zierter Mehrheit getroffen wer-
den. In den nächsten Jahren wer-
den 350 Millionen Euro bereitge-
stellt, um Menschen Zugang zu
sauberenWasser zu ermöglichen.
Die Entwicklungshilfe soll bis
2006 auf 0,33 Prozent des Brutto-
sozialprodukts steigen.

Bundesminister
Otto Schily

Bundeskanzler 
Gerhard Schröder:

Die drängenste Aufgabe ist die
durchgreifende Reform des Ar-
beitsmarkts. Wir werden dafür
das Hartz-Konzept zügig und

ohne Abstriche umsetzen. Aber
auch in anderen Feldern stehen
wir vor einschneidenden Ver-
änderungen, zum Beispiel in der
Familienpolitik. Mit einer gro-
ßen Kraftanstrengung ma-
chen wir die Betreuung der
Kinder zum Dreh- und Angel-
punkt der Familienpolitik in
Deutschland. Wir werden auf
diese Weise ein wirklich kinder-
freundliches Land. Wir werden
das Thema Bildung anpacken,
um Deutschland wieder an die
internationale Spitze zu bringen.
Zitiert aus: vorwärts 11/2002
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Knappe Kassen haben sie alle:
Vom Bund bis hinunter zu

den Gemeinden. Weltweit
schlechte Wirtschaftskonjunktur,
damit verbunden hohe Arbeits-
losigkeit lassen weit weniger
Steuergelder in die Kassen
kommen. Nirgendwo. Die Kom-
munen leiden darunter be-
sonders. Sie haben kaum eigene
Einnahmemöglichkeiten. Das
Steueraufkommen insgesamt
muss neu verteilt werden, mittels
einer Gemeinde-Finanzreform.

Die rot-grüne Bundes-
regierung hat  bereits im

Frühjahr 2002 dafür die Weichen
gestellt. Wichtigstes Ziel dieser
Reform ist, die Einnahmen und
Ausgaben der Gemeinden wieder
in Einklang zu bringen, d.h. ins-
besondere: Planbarkeit der Ein-
nahmen. Die Gemeinden brau-
chen eine verfassungs-konforme,
wirtschaftsbezogene Steuer-
quelle mit eigenem Hebesatz-
recht. Sie wird kommen.

Unser Ministerpräsident, Peer
Steinbrück, geboren am 10.

Januar 1947 in Hamburg, ist ver-
heiratet und hat drei Kinder.
Nach dem Abitur und zwei
Jahren Dienstzeit bei der Bundes-
wehr, studierte er Volkswirtschaft
und Sozialwissenschaft an der
Christian-Albrechts-Universität
in Kiel.

Durch seine Tätigkeiten in
verschiedenen Bundesminis-

terien, in den Landesministerien
des Landes Schleswig-Holstein
und in NRW, durch seine Tätig-
keit als   Leiter des Büros des Mi-
nisterpräsidenten des Landes

NRW, Johannes
Rau, verfügt er
über brillante
politische
Kenntnisse.
Von 1998 war
er als  NRW-
Wirtschafts-

und NRW-Finanzminister tätig
und kennt sich mit den Lebens-
verhältnissen in unserem Land
bestens aus.
Seine Anschrift:
Der Ministerpräsident des
Landes Nordrhein-Westfalen
Stadttor
40213 Düsseldorf

Unser Ministerpräsident Peer
Steinbrück hat die Ministe-

rinnen und Minister seines
neuen Kabinetts mit folgenden
Aufgaben  und neuen Zuständig-
keiten betraut:

Finanzminister 
J O C H E N   D I E C K M A N N
Innenminister 
D R. F R I T Z   B E H R E N S
Justizminister 
W O L F G A N G  G E R H A R D S
Minister für Wirtschaft und
Arbeit 
H A R A L D   S C H A R T A U
Ministerin für Gesundheit,
Soziales, Frauen und Familie
B I R G I T   F I S C H E R
Ministerin für Schule, Jugend
und Kinder 
U T E   S C H Ä F E R
Ministerin für Wissenschaft
und Forschung 
H A N N E L O R E   K R A F T

Stellvertretender Mi-
nisterpräsident und Minister
für Städtebau und Wohnen,
Kultur und Sport 
D R. M I C H A E L   V E S P E R
Ministerin für Umwelt und
Naturschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz 
B Ä R B E L   H Ö H N
Minister für Verkehr, Energie
und Landesplanung 
DR. A X E L   H O R S T M A N N
Minister im Geschäftsbereich
des Ministerpräsidenten 
W O L F R A M   K U S C H K E

Staatssekretäre im Bereich des
Ministerpräsidenten
Bevollmächtigte des Landes
beim Bund
J U T T A  K Ö H N
Staatssekretärin für Europa,
Internationales und Medien
P R O F. D R. M I R I A M  
M E C K E L


